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Fristen im Rechtsverkehr

Schiedsgerichtsbarkeit 
als fallweise Alternative zu 
staatlichen Gerichten 

Liebe Leserin
Lieber Leser

Streitigkeiten, die von den Parteien nicht 
einvernehmlich gelöst werden können, wer-
den üblicherweise von den dazu berufenen 
staatlichen Gerichten auf regionaler, kanto-
naler und eidgenössischer Ebene entschie-
den. Als Alternative steht die Suche nach 
Rechtsschutz vor einem Schiedsgericht 
zur Verfügung. Im Gegensatz zu staatlichen 
Gerichten ergibt sich die Zuständigkeit ei-
nes Schiedsgerichtes einzig aufgrund einer 
entsprechenden Schiedsabrede unter den 
beteiligten Parteien. Diese kann in einem 
Vertrag oder etwa in Statuten von Verbän-
den enthalten sein. Auch die Schiedsrichter 
werden – anders als bei staatlichen Gerich-
ten – von den Parteien bestimmt, entweder 
nach freiem Ermessen oder aus einer vor-
gegebenen Schiedsrichterliste. 

Als Vorteile der Schiedsgerichtsbarkeit wer-
den nebst anderem häufig die Beschleu-
nigung des Verfahrens und die Möglich-
keit zur Ernennung von Schiedsrichtern 
mit besonderer Fachkunde im betreffen-
den Rechtsgebiet genannt. Dem stehen 
als Nachteile die bloss eingeschränkten 
Rechtsmittelmöglichkeiten und gegebe-
nenfalls Vorbehalte bezüglich Unabhängig-
keit der Schiedsrichter gegenüber. 

Ein Schiedsgericht kann ad hoc, also bloss 
für einen konkreten Einzelfall, oder instituti-
onell gebildet werden. Bekannte institutio-
nelle Schiedsgerichte sind die International 
Chamber of Commerce in Paris (ICC), die 
American Arbitration Association in New 
York (AAA) oder der International Court of 
Arbitration for Sport in Lausanne (CAS). 

Besondere Erwähnung verdient ferner die 
vom St. Galler Anwaltsverband gegründete 
Stiftung St. Galler Schiedsordnung. Mit der 
St. Galler Schiedsordnung steht interessier-
ten Kreisen ein einem Qualitätssicherungs-
system unterstehendes Schiedsverfahren 
zur Verfügung, in welchem fachlich kompe-
tente Schiedsrichter in einem raschen, allen 
rechtsstaatlichen Ansprüchen genügenden 
Verfahren über schiedsfähige Streitsachen 
zu angemessenen Kosten urteilen. 

Die Schiedsgerichtsbarkeit ist in geeigneten 
Fällen eine gute Alternative zum Gang vor 
die staatlichen Gerichte. Es empfiehlt sich 
deshalb, bei der Ausarbeitung von Verträ-
gen auch an diese Möglichkeit zu denken. 
Aber selbst nach Ausbruch eines Streites 
lässt sich noch eine Schiedsvereinbarung 
treffen, wenn alle Beteiligten einverstanden 
sind. Die Mitglieder des St. Galler Anwalts-
verbandes beraten Sie gerne.	
�
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Fristen im Rechtsverkehr – 
Achtung Stolpersteine! 
 
Fristen sind allgegenwärtig: Ein Kreisgericht hat eine Klage abgewiesen und der Kläger möch-
te den Entscheid an das Kantonsgericht weiterziehen. Die Steuerveranlagung flattert ins 
Haus und soll, da der Empfänger mit dieser nicht einverstanden ist, angefochten werden. 
Der gekaufte Drucker funktioniert nicht und soll repariert werden. Ein Mieter möchte seine 
Wohnung kündigen. Ein Schreiner verlangt die Bezahlung seiner (längst gestellten) Rechnung. 
Allen diesen Beispielen ist gemeinsam, dass die entsprechenden Handlungen innert einer 
bestimmten Frist erfolgen müssen, um zum Ziel zu führen. 

Fristen bestimmen unseren All-
tag. Wird eine Frist verpasst, 
sind die Folgen für den Einzel-
nen oft äusserst unangenehm. 
Gewisse Grundzüge des Fris-
tenwesens sollte deshalb je-
dermann kennen. Vorliegend 
kann es nur darum gehen, eine 
kurze Einführung in die kom-
plexe Materie der Fristen zu 
geben. Es ist unerlässlich, 
dass eine Frist immer – und 
zwar wirklich immer – im 
Einzelfall geprüft wird. 

Was ist eine Frist?

Eine Frist ist ein festgelegter 
Zeitraum, in dem eine Hand-

lung vorgenommen, ein Recht 
ausgeübt oder eine Willens-
erklärung abgegeben werden 
muss, um rechtswirksam zu 
sein. Um zu wissen, wann eine 
Frist abläuft, müssen vorab 
drei Fragen beantwortet wer-
den. Erstens: Wann beginnt 
die Frist? Zweitens: Wie lange 
ist die Frist? Drittens: Wann 
endet die Frist? Je nach Art 
der Frist, werden diese Fragen 
unterschiedlich beantwortet. 

Prozessfristen

Im Prozessrecht werden ge-
setzliche und richterliche Fris-
ten unterschieden. Gesetzli-
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che Fristen sind vom Gesetz 
unabänderlich festgelegt, d.h. 
sie können nicht verlängert 
werden. Richterliche Fristen 
hingegen werden vom Gericht 
festgesetzt und können er-
streckt werden; es muss hier-
für aber rechtzeitig, d.h. vor 
Ablauf der ursprünglich ange-
setzten Frist, um Verlängerung 
ersucht werden. Die nachfol-
genden Ausführungen basie-
ren auf der schweizerischen 
Zivilprozessordnung (ZPO), 
welche für die Verfahren vor 
erst- und zweitinstanzlichen 
Zivilgerichten (z.B. Kreisgerich-
te, Kantonsgericht) anwendbar 
ist. Für Verfahren vor anderen 
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Gerichten (z.B. Verwaltungs-
gerichten, Bundesgericht) sind 
die einschlägigen Gesetze zu 
konsultieren.

Fristen, die durch 
eine Mitteilung oder 
den Eintritt eines Er-
eignisses ausgelöst 
werden, beginnen 
am folgenden Tag 
zu laufen (Art. 142 I 
ZPO). Entsprechend 
wichtig ist der die 
Frist auslösende 
Moment. Eine (Pro-

zess-)Frist wird regelmässig 
durch die Zustellung eines ein-
geschriebenen Briefes ausge-
löst. Wird die eingeschriebene 
Sendung entgegengenom-
men, gilt die tatsächliche Ent-
gegennahme als fristauslösen-
des Ereignis (Art. 138 II ZPO). 
Kann der Brief nicht ausge-
händigt werden, hinterlegt die 
Post eine Abholeinladung, mit 
der sie dem Adressaten eine 
Frist von sieben Tagen ansetzt. 
Wird die Sendung innert die-
ser 7-tägigen Frist abgeholt, 
erfolgt die Zustellung mit Ent-
gegennahme am Postschalter. 
Demgegenüber gelten Sen-
dungen, die innert dieser Frist 
nicht abgeholt werden, als am 
siebten Tag nach dem erfolg-
losen Zustellversuch als zu-
gestellt, sofern die Person mit  
einer Zustellung rechnen muss-
te (sog. Zustellfiktion, Art. 138 III  
Bst. a ZPO). Die (Rechtsmittel-)
Frist beginnt somit am Folgetag 
zu laufen, obwohl der Adressat 
das Schreiben noch gar nicht 
zur Kenntnis genommen hat! 
Das gilt auch dann, wenn der 
Empfänger der Post einen Zu-
rückbehaltungsauftrag erteilt 

hat (BGE 127 I 31, 
E. 2b). Bei längeren 
Ferienabwesenhei-
ten sollte deshalb si-
chergestellt werden, 
dass entsprechende 
Sendungen durch ei-

nen Stellvertreter entgegenge-
nommen werden können.

Die Frist endet grundsätzlich 
mit deren Ablauf. Fällt der letzte 
Tag einer Frist auf einen Sams-
tag, einen Sonntag oder einen 
am Gerichtsort anerkannten 

Feiertag, endet sie am nächs-
ten Werktag (Art. 142 III ZPO). 
Während der Gerichtsferien 
(vom siebten Tag vor Ostern bis 
und mit dem siebten Tag nach 
Ostern; vom 15. Juli bis und 
mit dem 15. August und vom  
18. Dezember bis und mit dem 
2. Januar) stehen gesetzliche 
und gerichtliche Fristen grund-
sätzlich still (Art. 145 ZPO). 
Aber aufgepasst: Bei Schlich-
tungsverfahren und in summa-
rischen Verfahren gelten die 
Gerichtsferien nicht! 

Die Frist ist dann gewahrt, 
wenn eine Eingabe am letzten 
Tag der Frist, also bis 24.00 
Uhr, beim Gericht eingereicht 
oder zu dessen Handen der 
Schweizerischen Post oder 
einer schweizerischen dip-
lomatischen oder konsulari-
schen Vertretung (d.h. einer/m 
schweizerischen Botschaft 
oder Konsulat) übergeben wird 
(Art. 143 I ZPO). 

Die rechtzeitige Eingabe 
muss bewiesen werden kön-
nen. In der Regel bietet sich 
hierzu die Einschreibebestä-
tigung der Post an. Wird die 
Rechtsschrift am letzten Tag in 
einen Briefkasten geworfen, ist 
dringend zu empfehlen, dass 
bereits auf dem Couvert die 
Einwurfszeit (vor Mitternacht!) 
sowie der Standort des Brief-
kastens vermerkt wird und dass 
zwei Zeugen diese Angaben 
mit ihrer Unterschrift auf dem 
Couvert bezeugen. Wird eine 
Rechtsschrift bei einer Post im 
Ausland aufgegeben, gilt dies 
nicht als fristenwahrend. Über-
gibt man eine Rechtsschrift 
also zum Beispiel am letzten 
Tag der Frist in den Ferien der 
italienischen Post, so ist damit 
die Frist nicht gewahrt und auf 
die Eingabe wird nicht einge-
treten.

Aufgepasst: Auf gerichtliche 
Rechtsmittelbelehrungen dür-
fen sich (jedenfalls) rechts-
kundige und/oder aus frühe-
ren Verfahren über Erfahrung 
verfügende Personen nicht 
verlassen. Ihnen sei, so das 
Bundesgericht, auch wenn 
sie nicht anwaltlich vertreten 

sind, zuzumuten, dass sie die 
Rechtmittelbelehrung (durch 
Konsultierung der massgeben-
den Verfahrensbestimmungen) 
überprüfen (BGE 135 III 374). 

Berechnungen von Prozess-
fristen enthalten viele Stolper-
steine. Wichtig ist in jedem 
Fall, dass das Datum des Zu-
gangs festgehalten wird (zum 
Beispiel indem man zu Hause 
den Eingang auf dem Schrei-
ben notiert). Besteht Hand-
lungsbedarf (z.B. Ergreifen von 
Rechtsmittel) ist zu empfehlen, 
frühzeitig zu agieren und ggf. 
einen Rechtsanwalt beizuzie-
hen.

Privatrechtliche Willens-
erklärungen

Auch privatrechtliche emp-
fangsbedürftige Willenserklä-
rungen müssen regelmässig 
innert einer bestimmten Frist 
dem Adressaten abgegeben 
werden, um rechtswirksam zu 
sein. Innert welcher Frist eine 
Willenserklärung erklärt wer-
den muss, hängt von der Art 
der Willenserklärung ab. So 
müssen z.B. Mängel an ge-
kauften Sachen oder erstellten 
Werken sofort resp. innert we-
nigen Tagen angezeigt werden 
(abweichende vertragliche Be-
dingungen vorbehalten) oder 
muss eine Kündigung unter 
Beachtung der massgeben-
den Kündigungsfrist auf einen 
bestimmten Kündigungstermin 
ausgesprochen werden. 

Rechtzeitig abgegeben ist 
eine empfangsbedürftige Wil-
lenserklärung dann, wenn sie 
dem Empfänger innert Frist 
(sofern eine solche besteht) 
zugeht, (sog. Zugangsprin-
zip). Ob sie der Empfänger zur 
Kenntnis nimmt oder nicht, ist 
nicht massgebend. Kann eine 
per Einschreiben versandte 
privatrechtliche Willenserklä-
rung dem Empfänger nicht 
zugestellt werden, gilt die Wil-
lenserklärung grundsätzlich an 
dem Tag als zugestellt, an dem 
der Empfänger das Einschrei-
ben gemäss postalischer Ein-
ladung beim Postschalter ab-

Berechnungen von Pro-
zessfristen enthalten viele 
Stolpersteine.

Fristen, die durch eine 
Mitteilung oder den Ein-
tritt eines Ereignisses 
ausgelöst werden, begin-
nen am folgenden Tag zu 
laufen.
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holen kann (BGE 130 III 399); 
Ausnahmen (insbesondere im 
Mietrecht) vorbehalten. 

In Sonderfällen hat der Ge-
setzgeber sogar vorgesehen, 
dass das fristgerechte Ab-
senden der Erklärung genügt. 
So ist bei einem Widerruf eines 
Haustürgeschäfts die Frist ein-
gehalten, wenn die Widerrufs-
erklärung am siebten Tag der 
Post übergeben wird (Art. 40e 
Abs. 4 OR). 

Bei der oben erwähnten in der 
Praxis wichtigen Mängelrüge 
ist in der Literatur umstritten, 
ob für die Einhaltung der regel-
mässig sehr kurzen Frist – die 
Gerichtspraxis geht von drei 
bis sieben Tagen aus – das 
Absenden oder der Zugang 
der Mängelrüge massgebend 
ist. Das Bundesgericht hat 
diese Frage – soweit ersicht-
lich – noch nicht entschieden. 
Vorsichtshalber ist deshalb 
sicherzustellen, dass die Män-
gelrüge fristgerecht dem Ad-
ressaten zugeht (und nicht nur 
abgesandt wird).

Verjährungs- und  
Verwirkungsfristen

«Recht haben» und «Recht 
bekommen» sind zwei un-
terschiedliche Paar Schuhe. 
Dass diese Weisheit ihre Be-
rechtigung hat, zeigt sich ins-
besondere bei den (materiell-
rechtlichen) Verjährungs- und 
Verwirkungsfristen. Forderun-
gen verjähren; Rechte verwir-
ken. 

Verjährung bedeutet, dass 
eine Forderung durch Zeitab-
lauf entkräftet wird. Die Ver-
jährung beschlägt zwar nicht 
den Bestand der Forderung, 
aber deren Durchsetzbarkeit: 
Ist die Forderung verjährt und 
beruft sich der Schuldner da-
rauf, kann der Gläubiger die 
Forderung nicht mehr durch-
setzen. Beispiel: Ein Schreiner 
hat eine Forderung auf Be-
zahlung seines Werklohns für 
die reparierte Türe. Macht er 
diese innert fünf Jahren nach 
Fälligkeit nicht geltend, ist sie 

verjährt. Will der Schreiner den 
Werklohn im siebten Jahr ein-
fordern, kann der Schuldner 
einwenden, dass die Forde-
rung verjährt sei (d.h. er wird 
die Verjährungseinrede erhe-
ben). In diesem Fall kann der 
Schreiner seine Forderung 
nicht mehr durchsetzen. Er 
scheitert daran, dass seine 
Forderung verjährt ist.

Wie lange die Verjährungsfrist 
für eine bestimmte Forderung 
ist, hängt von deren Natur ab. 
Vertragliche Forderungen zum 
Beispiel verjähren im Grund-
satz mit Ablauf von zehn Jah-
ren (Art. 127 OR). Das Gesetz 
sieht allerdings zahlreiche 
davon abweichende (insbe-
sondere kürzere) Verjährungs-
fristen vor (z.B. fünf Jahre Ver-
jährungsfrist für Forderungen 
aus Handwerksarbeit). Verjäh-
rungsfristen können z.B. durch 
das Stellen eines Betreibungs-
begehrens, durch ein Schlich-
tungsgesuch oder durch Klage 
unterbrochen werden (Art. 135 
OR). Dem Unterbruch der Ver-
jährung kommt in der Praxis 
ein grosser Stellenwert zu.

Von der Verjährung ist die 
Verwirkung zu unterscheiden. 
Verwirkung bedeutet den Un-
tergang eines subjektiven 
Rechts infolge Ablaufs der 
Frist; verwirkte Rechte sind er-
loschen. Achtung: Das Gesetz 
benennt die Verjährungs- und 
Verwirkungsfristen nicht im-
mer korrekt. So kann z.B. eine 
Schenkung bei gegebenem 
Widerrufsgrund innert eines 
Jahres nach Kenntnis wider-
rufen werden. Entgegen dem 
Gesetzeswortlaut handelt es 
sich hierbei um eine Verwir-
kungsfrist (und nicht um eine 
Verjährungsfrist, Art. 251 OR).

Im Gegensatz zur Verjährung, 
welche der Schuldner vor Ge-
richt geltend machen muss, 
hat der Richter die Verwirkung 
von Amtes wegen zu berück-
sichtigen. Verwirkungsfristen 
können ferner nicht unterbro-
chen werden.

Zu guter Letzt

Fristen sind eine komplexe 
Angelegenheit. Der Teufel liegt 
im Detail. Die Folgen bei Nicht-
beachtung sind regelmässig 
einschneidend. Es ist deshalb 
zu empfehlen, sich um Fris-
ten und insbesondere deren 
Ablauf frühzeitig zu kümmern 
und die notwendigen Vorkeh-
rungen für deren Einhaltung zu 
treffen (z.B. rechtzeitiges Frist-
erstreckungsgesuch [soweit 
möglich], Kontaktaufnahme 
mit Anwalt, Unterbrechung der 
Verjährung).	
	

Fristen sind eine kom-
plexe Angelegenheit. Der 
Teufel liegt im Detail.
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Nacht- und  
Wochenendarbeit 
Was hat der Arbeitgeber zu beachten?
Unsere Gesellschaft entwickelt sich je länger je mehr zu einer 24-Stunden-Gesellschaft. 
Überall ist alles rund um die Uhr verfügbar. Diese Entwicklung erfolgt in kleinen Schritten. 
Dies zeigt sich zum Beispiel in den Angeboten des öffentlichen Verkehrs: Zumindest in Ag-
glomerationsgebieten werden durch die ganze Nacht Transportmöglichkeiten von Freitag auf 
Samstag und Samstag auf Sonntag angeboten. Geschäfte sind nicht mehr nur in grossen 
Bahnhöfen von morgens 05.00 Uhr bis abends 23.00 Uhr geöffnet, auch am Sonntag ist an 
immer mehr Orten Einkaufen in Grossverteilern möglich – wie in vielen EU-Ländern. Dieser 
Umstand zwingt KMU-Betriebe vielfach auch dazu, bis zu einem gewissen Mass mithalten 
zu müssen, um nebst anderen Strategien (z.B. Nischenprodukte anbieten) auf dem Markt 
bestehen zu können. Dies hat für den Arbeitgeber arbeitsrechtliche Konsequenzen.

Nacht- und Sonntags-
arbeit ist grundsätzlich 
verboten
Nachtarbeit (ab 23.00 Uhr 
abends bis 06.00 Uhr mor-
gens) und Sonntagsarbeit (ab 
Samstag 23.00 Uhr bis Sonn-
tag 23.00 Uhr) sind grund-
sätzlich verboten (Art. 10 ArG). 
Nacht- und Sonntagsarbeit 
sind nur dann erlaubt, wenn 
sie unentbehrlich sind. Zudem 
muss geprüft werden, ob es 
eine vorübergehende Situation 
ist oder in einem Betrieb dies 

dauernd oder regelmässig der 
Fall ist. 

Temporäre Nacht- und 
Sonntagsarbeit als Aus-
nahme möglich
Eine vorübergehende Ausnah-
me vom Verbot ist möglich, 
wenn ein dringendes Bedürf-
nis besteht, die Arbeitnehmerin 
oder der Arbeitnehmer mit 
der Nacht- bzw. Sonntagsar-
beit einverstanden ist und ein 
Lohnzuschlag von mindestens  
50 % (an einem Sonntag) oder 

25 % während der Nacht be-
zahlt wird. 

Bewilligungspflicht für 
Ausnahmen

Dauernde oder regelmässig 
wiederkehrende Nachtarbeit 
wird vom Bundesamt (Seco), 
vorübergehende Nachtarbeit 
von der Kantonalen Behörde 
(Amt für Wirtschaft und Arbeit 
AWA) bewilligt. Dasselbe gilt 
für die Sonntagsarbeit.
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Voraussetzung für eine 
Bewilligung: dringendes 
Bedürfnis 

Die Voraussetzungen, die ge-
geben sein müssen, damit von 
einem «dringenden Bedürfnis» 
gesprochen werden kann, 
sind in der Verordnung 1 zum 
Arbeitsgesetz (ArGV 1) gere-
gelt. Ein dringendes Bedürfnis 
kommt (im Gegensatz zur Un-
entbehrlichkeit) vor allem bei 
vorübergehenden bzw. kurz-
fristigen Arbeiten zum Tragen. 
Es gibt noch andere Gründe. 
Die im Gesetz (Art. 27 ArGV 1)  
genannten Voraussetzungen 
sind abschliessend aufge-
zählt. Allgemein kann festge-
halten werden, dass dann ein 
dringendes Bedürfnis für einen 
Betrieb besteht, wenn die Er-
ledigung einer Arbeit von der 
zeitlichen Abwicklung her kei-
nen Aufschub erlaubt. Es kann 
aber auch sein, dass dies ei-
nem Betrieb von aussen her 
auferlegt wird, z.B. ein öffent

liches Interesse (Theaterauf-
führung) gegeben ist. 

Beispiele von dringen-
den Bedürfnissen 

Liegt ein Produktionsrückstand 
vor, der aufgrund von Pannen 
in einer Produktionsanlage, 
Erneuerung einer Anlage oder 
wegen eines Energieausfalles 
etc. entstanden ist, und der 
Nachweis wird erbracht, dass 
der Rückstand nicht ohne 
Nacht- oder Sonntagsarbeit 
aufgeholt werden kann, so wird 
von der Bewilligungsbehörde 
(AWA) von einem dringenden 
Bedürfnis ausgegangen. Es 
kann auch ein dringendes Be-
dürfnis geltend gemacht wer-
den, wenn Konventionalstra-
fen zu zahlen wären oder der 
Verlust von weiteren Aufträgen 
droht, falls Lieferfristen bedingt 
durch diese Umstände nicht 
mehr eingehalten werden kön-
nen. Ein dringendes Bedürfnis 

wird auch dann angenommen, 
wenn ein Betrieb von einem 
Kunden einen zusätzlichen 
grösseren Auftrag mit kurzer 
Lieferfrist erhält, der neben 
der normalen Produktion mit 
den vorhandenen Produktions-
mitteln nicht bewältigt werden 
könnte, bei dessen Ablehnung 
der Verlust des Kunden für den 
Betrieb droht. 

Ein dringendes Bedürfnis kann 
vorliegen, wenn Arbeiten wie 
Überprüfen und Überholen 
von Sicherheitsanlagen (was 
in aller Regel nicht in einem 
Normalbetrieb vorgenommen 
werden kann) durchgeführt 
werden müssen oder aber 
Revisions- oder Reparaturar-
beiten von Betriebsmitteln vor-
genommen werden müssen.  
Für jedermann augenfällig ist 
z.B. die Notwendigkeit aner-
kannt, Bahngleisarbeiten in 
der Nacht bei geringem oder 
ohne Zugsbetrieb vornehmen 
zu müssen. 2-2015 mandat

Tages- und Abendarbeit
Die Arbeit von 06.00 Uhr bis 20.00 Uhr 
gilt als Tagesarbeit, die Arbeit von 20.00 
bis 23.00 Uhr als Abendarbeit. Tages- 
und Abendarbeit, das heisst die Zeit 
zwischen 06.00 Uhr und 23.00 Uhr (17 
Stunden), ist bewilligungsfrei. Abend
arbeit kann vom Arbeitgeber jedoch erst 
nach Anhörung der Arbeitnehmenden 
eingeführt werden.

Beginn und Ende der Tages- und Abend-
arbeitszeit können zwischen 05.00 Uhr 
und 24.00 Uhr anders festgelegt wer-
den, wenn die Mehrheit der betroffe-
nen Arbeitnehmenden zustimmt. Die 
betriebliche Tages- und Abendarbeits-
zeit beträgt in diesem Fall höchstens  
17 Stunden. 

Beginn und Ende der Arbeitszeit des 
einzelnen erwachsenen Arbeitnehmen-
den muss dagegen mit Einschluss der 
Pausen und allfälliger Überzeit innerhalb 
von 14 Stunden liegen. 

Wöchentlicher Ruhetag
Über das Wochenende ist eine zusam-
menhängende Ruhezeit von 35 Stun-
den (11 Stunden tägliche Ruhezeit plus  
24 Stunden Sonntag) zu gewähren, wel-

che die Zeit von Samstag 23.00 Uhr bis 
Sonntag 23.00 Uhr einschliesst.

Freier Halbtag 
Wird die wöchentliche Arbeitszeit auf 
mehr als 5 Tage verteilt, so ist den 
Arbeitnehmenden jede Woche ein freier 
Halbtag von 8 Stunden vor oder nach der 
täglichen Ruhezeit zu gewähren. Der Ar-
beitgeber darf im Einverständnis mit dem 
Arbeitnehmenden die wöchentlichen 
freien Halbtage für höchstens 4 Wochen 
zusammenlegen. Der wöchentliche freie 
Halbtag bei Tages- und Abendarbeit gilt 
als gewährt, wenn der ganze Vormit-
tag von 06.00 Uhr bis 14.00 Uhr oder 
der ganze Nachmittag von 12.00 Uhr 
bis 20.00 Uhr arbeitsfrei bleibt oder bei 
zweischichtiger Arbeit der Schichtwech-
sel zwischen 12.00 Uhr und 14.00 Uhr 
erfolgt.

Verbot der Nachtarbeit 
Die Beschäftigung von Arbeitnehmenden 
ausserhalb der betrieblichen Tages- und 
Abendarbeit ist untersagt (Art. 16 ArG).

Ausnahmen vom Verbot der 
Nachtarbeit
Begründete Ausnahmen (dringendes 
Bedürfnis, Unentbehrlichkeit) können 

bewilligt werden. Vorbehalten bleiben 
Betriebe, auf die im Rahmen der Ver-
ordnung 2 Sonderbestimmungen an-
wendbar sind (Art. 17 ArG).

Lohnzuschlag
Arbeitnehmenden, die nur vorüberge-
hend (weniger als 25 Nächte pro Kalen-
derjahr) Nachtarbeit verrichten, hat der 
Arbeitgeber einen Lohnzuschlag von 
25 % zu bezahlen. Bei vorübergehen-
der Sonntagsarbeit ist ein Lohnzuschlag 
von 50 % zu entrichten. 

Kompensation
Arbeitnehmende, die dauernd oder re-
gelmässig wiederkehrend Nachtarbeit 
leisten, haben Anspruch auf eine Kom-
pensation von 10 % der Zeit, während 
der sie Nachtarbeit geleistet haben. Die 
Ausgleichsruhezeit ist innerhalb eines 
Jahres zu gewähren. Für Arbeitnehmen-
de, die regelmässig abends oder mor-
gens höchstens eine Randstunde in der 
Nachtzeit arbeiten (z.B. im zweischich-
tigen Betrieb) kann der Ausgleich auch 
als Lohnzuschlag von 10 % gewährt 
werden.
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Aber auch grosse kulturelle 
und gesellschaftliche Anlässe 
(Stadtfest, kantonales Turn-
fest, Winzerfest) können ein 
dringendes Bedürfnis belegen. 
Für grosse Messen, wie z.B. 
die OLMA, hat das Gesetz in 
der Verordnung 2 Sonderbe-
stimmungen vorgesehen (Art. 
43 ArGV 2).

Unentbehrlichkeit von 
Nacht- und Sonntags-
arbeit

Im Gegensatz zum dringenden 
Bedürfnis bei vorübergehenden 
bzw. kurzfristigen Arbeiten wird 
der Unentbehrlichkeitsnachweis 
dann verlangt, wenn es sich um 
ständige oder regelmässig wie-
derkehrende Nacht- oder Sonn-
tagsarbeit oder um einen unun-
terbrochenen Betrieb handelt. 
Die Hürde für eine Bewilligung 
(durch das Seco) ist wesentlich 
höher angesetzt und wird auch 
wesentlich genauer überprüft, 
als dies bei vorübergehender 
Arbeit aufgrund eines dringen-
den Bedürfnisses der Fall ist. 

Im Gesetz sind 3 Grundvoraus-
setzungen (wie zum Beispiel 
technische Unentbehrlichkeit) 
genannt und bei einer 4. Ka-
tegorie das Vorhandensein der 
Unentbehrlichkeit vermutet 
(zum Beispiel bei Bäckereien). 

Technische Unentbehr-
lichkeit

Eine technische Unentbehr-
lichkeit liegt vor, wenn ein Pro-
duktionsverfahren kontinuier-
lich ist und während mehrerer 
Wochen, Monate oder gar Jah-
re nicht unterbrochen werden 
kann, ohne dass dadurch die 
Anlagen selbst endgültig be-
schädigt oder gänzlich zerstört 
werden. Ein solcher Umstand 
liegt z.B. bei einem Glasofen 
vor. Ähnliche Verhältnisse kön-
nen auch bei der Herstellung 
eines Produktes in einzelnen 
Chargen vorliegen, wobei jede 
Charge neu gestartet wird und 
der Prozess, wenn er einmal 
läuft, nicht unterbrochen wer-
den kann, bevor er beendet 

ist (Beispiel: Härten von Me-
tallen). Schlussendlich können 
auch durch einen Unterbruch 
eines Produktionsablaufes un-
sichere, gefährliche Zustände 
entstehen, bei deren Eintreten 
eines daraus resultierenden 
Ereignisses insbesondere die 
Gesundheit der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer 
oder die Betriebsumgebung 
gefährdet werden könnte. 

Wirtschaftliche Gründe

Während in den vorgenannten 
Beispielen vor allem Risiken 
genannt werden, so können 
durch einen Unterbruch auch 
ausserordentlich hohe Verluste 
an Energie, Material oder Pro-
duktionszeit Grund sein, dass 
ein ununterbrochener Betrieb 
gewährleistet sein muss. Beim 
Abstellen oder Leerfahren ei-
ner Anlage kann Ausschuss-
material anfallen, es braucht 
Energie und es wird Produk-
tionszeit für Reinigungsarbei-
ten verbraucht, ohne dass 
ein brauchbares Produkt ent-
steht. Beim Wiederanfahren 
der Produktion kann ebenfalls 
Ausschussmaterial anfallen, 
weil (z.B. wegen Tempera-
turunterschieden) nicht von 
Anfang an die verlangte Qua-
lität erreicht wird. Es werden 
zusätzliche Energie- und Pro-
duktionszeiten ohne positives 
Resultat verbraucht. Dabei ist 
zu beachten, dass diese wirt-
schaftlichen Gründe nur dann 
beachtet werden, wenn sich 
daraus eine Schwächung der 
Wettbewerbsfähigkeit gegen-
über anderen Betrieben er-
gibt, insbesondere, wenn dies 
im Ausland (unter Umständen 
global) der Fall ist, wo sich die 
Betriebe nicht an Nacht- oder 
Sonntagsarbeitsverbote halten 
müssen.

Die wirtschaftliche Unent-
behrlichkeit kann auch damit 
begründet werden, dass bei 
einem Arbeitsplatz hohe (ver-
fahrensbedingte) Investitions-
kosten vorliegen, die nicht ohne 
Nacht- und/oder Sonntagsar-
beit amortisiert werden kön-
nen. Der Betrieb würde seine 

Konkurrenzfähigkeit verlieren. 
Konkret heisst dies: Investiti-
onskosten pro Arbeitsplatz, die 
die Zulassung von Nacht- oder 
Sonntagsarbeiten rechtfertigen 
würden, liegen je nach Branche 
und Arbeitsverfahren in der 
Grössenordnung von wenig-
stens CHF 300’000.00 bis CHF 
500’000.00 pro gleichzeitig  
besetztem Arbeitsplatz bei 
Nachtarbeit. Für die Sonntags-
arbeit müssen die Investitions-
kosten noch höher liegen, um 
eine Unentbehrlichkeit recht-
fertigen zu können. Zu beach-
ten bleibt: Eine Sonntagsar-
beit, die aus wirtschaftlichen 
Gründen als unentbehrlich 
beantragt wird, kann nur dann 
bewilligt werden, wenn alle 
anderen Möglichkeiten aus-
geschöpft sind. Dies bedeu-
tet, dass eine Sonntagsarbeit 
dann nicht bewilligt wird, wenn 
am Samstag oder während der 
Nacht nicht gearbeitet wird, 
dies aber bewilligungsfähig 
wäre.

Dauernde oder regel-
mässige Nacht- und/ 
oder Sonntagsarbeit

Von dauernder oder regel-
mässiger Nacht- bzw. Sonn-
tagsarbeit wird dann gespro-
chen, wenn während 25 oder 
mehr Nächten bzw. während 
7 Sonntagen oder mehr pro 
Kalenderjahr ein Arbeitneh-
mer arbeiten soll. Das heisst 
mit anderen Worten: Faktisch 
beschränkt sich eine vorüber-
gehende Steigerung dieser 
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Produktionsweise auf einen 
Monat. Ergibt sich, dass dies 
länger der Fall ist, so wird nicht 
mehr von einer vorübergehen-
den (Nacht- oder Sonntags-)
Arbeit gesprochen, sondern 
von einer dauernden mit den, 
wie bereits erwähnt, höheren 
Rahmenbedingungen für eine 
Bewilligungsfähigkeit. Damit 
dies innerhalb der Schweiz 
auch in gleicher Weise erfolgt, 
ist die Kompetenz für eine Be-
willigung von den Kantonen 
vom Gesetzgeber von den 
Kantonen weg- und dem Bund 
(Seco) übergeben worden. 

Beschränkte Arbeitszeit

Die Arbeitszeit ist sowohl bei 
teilweiser wie auch bei dau-
ernder Sonntags- oder Nacht
arbeit insofern beschränkt, 
als sie 10 Stunden Arbeitszeit 
innerhalb 24 Stunden nicht 
überschreiten darf. Der Ge-
setzgeber will, dass in Berück-
sichtigung der faktisch hinzu-
zurechnenden Arbeitswege 
und Bedürfnisse für die Prä-
senz im eigenen Lebenskreis 
(Familie, Lebenspartner etc.) 
auch noch Zeit vorhanden ist, 
nebst dem Umstand, dass 
eine Ruhemöglichkeit von 8 
Stunden dem Grundsatz nach 
gewährleistet sein muss. 

Wöchentlicher Ruhetag 
sowie Ersatzruhetag für 
Sonntags- und Feier-
tagsarbeit

Aus der Tatsache, dass der 
Sonntag mit einem Beschäfti-
gungsverbot versehen ist, lässt 
sich ableiten, dass dieser Tag 
der wöchentliche Ruhetag ist. 
Das Gesetz schreibt vor, dass 
der Sonntag als wöchentlicher 
Ruhetag neben den 35 aufein-
anderfolgenden Stunden auch 
die Zeit von Samstag, 23.00 
Uhr bis Sonntag 23.00 Uhr, um-
fassen muss, allerdings mit der 
Möglichkeit der Vor- und Nach-
verschiebung um bis zu einer 
Stunde. Im Gegensatz dazu 
gilt der wöchentliche Ruhetag, 
der nicht auf einen Sonntag 
fällt, als gewährt, wenn die 
Ruhezeit von 35 aufeinander-

RECHT & UNTERNEHMUNG

Mit Eingehung eines 
Arbeitsverhältnisses kann 
die grundsätzliche Ein-
willigung für eine Nacht- 
bzw. Sonntagsarbeit im 
Arbeitsvertrag vereinbart 
werden. 

folgenden Stunden die Zeit 
von 06.00 Uhr bis 20.00 Uhr 
einschliesst. Mit Ausnahmen 
im ununterbrochenen Betrieb 
muss jeder Arbeitnehmerin und 
jedem Arbeitnehmer in einem 
Zeitraum von 7 Tagen mindes-
tens eine Ruhezeit von wenigs-
tens 24 aufeinanderfolgenden 
Stunden gewährt werden. Es 
muss aber nicht jede Woche 
zwingend einen wöchentlichen 
Ruhetag (mindestens 35 Stun-
den) enthalten. 

Lohnzuschlag

Der Lohnzuschlag beträgt 
für Sonntagsarbeit 50 %, für 
Nachtarbeit 25 %. Der Lohn-
zuschlag für diese Arbeit wird 
bei Zeitlohn nach dem auf die 
Stunde berechneten Lohn 
ohne Orts-, Haushaltungs- und 
Kinderzulagen berechnet. Be-
sondere Bestimmungen gelten 
bei Akkordarbeit oder Gewäh-
rung eines Naturallohnes. 

Einwilligung der 
Arbeitnehmerin und  
des Arbeitnehmers

Mit Eingehung eines Arbeits-
verhältnisses kann die grund-
sätzliche Einwilligung für eine 
Nacht- bzw. Sonntagsarbeit 
im Arbeitsvertrag vereinbart 
werden. Dies muss aber bei 
Abschluss des Arbeitsver-
trages vom Arbeitgeber klar 
und unmissverständlich zum 
Ausdruck gebracht werden, 
damit der angestellten Person 
bewusst ist, welche Rahmen-
bedingungen sie eingeht. Wird 
um eine Bewilligung für Nacht- 
oder Sonntagsarbeit ersucht, 
ist vom Arbeitgeber der Nach-
weis zu erbringen, dass die 
Arbeitnehmer tatsächlich ein-
gewilligt haben. Es dürfte ge-
nügen, wenn im Arbeitsvertrag 
eine besondere Bestimmung 
erwähnt wird (Beispiel einer 
Vertragsformulierung): 

Nacht- und Sonntagsarbeit: 
Die Arbeitnehmerin (der Arbeit-
nehmer) stimmt der Nacht- bzw. 
Sonntagsarbeit zu, wenn sie aus 
technischen oder wirtschaft-
lichen Gründen unentbehrlich 

und von den zuständigen Be-
hörden bewilligt ist. 

Diese Regelung kann auch 
noch mit dem Wort «vorüber
gehend» abgeschwächt wer-
den, weil nicht jede Person 
grundsätzlich einer Nacht- 
bzw. Sonntagsarbeit zustim-
men kann, z.B. aus familiären 
Gründen. 

Gesundheitliche 
Überprüfung

Wenn dauernde 
Nacht- bzw. Sonn-
tagsarbeit in einem 
Betrieb durchge-
führt wird, hat der 
Arbeitgeber diverse 
Massnahmen für die 
Gesundheit der Ar-
beitnehmenden zu 
gewährleisten. Es bedarf ärzt-
licher Untersuchungen, beson-
derer Sicherstellung von Pau-
sen in besonderem Rahmen 
etc.	

Die Arbeitszeit darf  
10 Stunden Arbeitszeit  
innerhalb 24 Stunden 
nicht überschreiten.
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Rechtsfragen rund um  
Ihren Auftritt im Web
 
Die Legende vom Internet als «rechtsfreiem Raum» trifft heute weniger zu denn je. Der spezi-
alisierte Anwalt kann Sie dabei unterstützen, rechtliche Problempunkte bei Ihrer Webpräsenz 
frühzeitig zu erkennen und richtig anzugehen.	

Es ist nicht einfach, im Internet 
den Überblick zu behalten – 
selbst wenn man sich, sei es 
beruflich oder privat, intensiv 
damit befasst. Mit der rasanten 
technischen Entwicklung, dem 
Auftauchen von immer neuen 
Anwendungsmöglichkeiten 
und dem steten Anwachsen 
der Datenberge gehen mitt-
lerweile immer tiefer greifende 
Aktivitäten des Gesetzgebers 
einher. Im Folgenden werden 
einige aktuelle Brennpunkte 
vorgestellt und in der Bera-
tungspraxis häufig gehörte 
Fragen beantwortet.

Braucht meine Website 
ein Impressum?

Möglicherweise schon, und 
zwar seit einer entsprechen-
den Anpassung des Bundes-
gesetzes gegen den unlaute-
ren Wettbewerb (UWG). Eine 

allgemeine Impressumspflicht 
für Websites besteht in der 
Schweiz zwar nicht. Der Ge-
setzgeber wollte aber das Ver-
trauen in den elektronischen 
Handel und in die E-Commer-
ce-Anbieter stärken. Er hat 
deshalb für diesen Bereich 
spezielle Vorschriften erlas-
sen: Wer Waren, Werke oder 
Leistungen im elektronischen 
Geschäftsverkehr anbietet, 
muss «klare und vollständige 
Angaben über seine Identi-
tät und seine Kontaktadresse 
einschliesslich derjenigen der 
elektronischen Post» machen 
(Art. 3 Abs. 1 Bst. s Ziff. 1 
UWG). Nicht unter den «elek-
tronischen Geschäftsverkehr» 
fallen Verträge, die per Tele-
fon, E-Mail oder vergleichba-
re individuelle Kommunikation 
abgeschlossen werden (Art. 3 
Abs. 2 UWG). Kostenpflichti-
ge Apps, auch solche mit In-
App-Kaufgelegenheiten, gelten 

demgegenüber als «elektroni-
scher Geschäftsverkehr».

Im Gesetz wird nicht näher de-
finiert, was unter «vollständige 
Angaben über die Identität» zu 
verstehen ist. Bei natürlichen 
Personen dürften Vor- und 
Nachname genügen, bei ju-
ristischen Personen die Firma 
gemäss Eintrag im Handels-
register. Weiter gehören zwin-
gend eine Postadresse und eine  
E-Mail-Adresse ins Impressum. 
Über beide muss effektiv eine 
Kontaktaufnahme mit dem An-
bieter möglich sein. Eine Be-
zeichnung als «Impressum» ist 
üblich, aber rechtlich nicht zwin-
gend vorgeschrieben. Auch Va-
rianten wie etwa «Kontakt» oder 
«Über uns» sind zulässig.

Verstösse gegen das UWG 
können straf- und zivilrechtlich 
unangenehme Folgen haben. 
Aber nicht nur aus rechtlichen 
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Gründen ist es im Zweifelsfall 
ratsam, ein korrektes Impres-
sum auf seiner Website oder 
in seiner App einzubauen: Man 
schafft so vor allem Vertrauen 
bei potenziellen Kunden.

Kommt in meinem Web-
shop per Mausklick ein 
rechtsgültiger Vertrag 
zustande? Und per  
E-Mail? Und gelten da-
mit auch meine AGB?
Nach Schweizer Vertragsrecht 
(Obligationenrecht, OR) ist für 
einige wenige Vertragstypen 
eine bestimmte Form vorge-
schrieben. So muss z.B. ein 
Grundstückskaufvertrag öffent-
lich beurkundet werden und 
ein Erbteilungsvertrag muss 
in «schriftlicher Form» abge-
schlossen werden. Entgegen 
dem allgemeinen Sprachge-
brauch ist die Schriftform im 
Sinne des OR nicht bereits dann 
eingehalten, wenn die zwischen 
den Vertragsparteien getroffe-
nen Abreden durch Text (z.B. 
E-Mails) nachweisbar sind. Die 
gesetzliche Schriftform wird 
vielmehr erst dann erfüllt, wenn 

die Vertragsurkunde 
von allen Personen, 
die durch den Vertrag 
verpflichtet werden, 
eigenhändig unter-
schrieben oder mit 
ihrer «qualifizierten 
elektronischen Sig-
natur» versehen wird. 
Letztere ist in der 
technischen Umset-

zung allerdings kompliziert und 
bislang praktisch bedeutungslos 
geblieben.

Im weit überwiegenden Nor-
malfall genügt zum Abschluss 
eines Vertrages freilich «die 
übereinstimmende gegenseitige 
Willensäusserung der Parteien» 
(Art. 1 OR). Diese Willensäusse-
rung kann etwa durch Anklicken 
eines Buttons in einem Web- 
shop oder durch Versenden 
eines E-Mails geschehen. Auf 
diese Weise kann also z.B. ein 
Kaufvertrag über eine bewegli-
che Sache ohne Weiteres recht-
lich verbindlich übers Internet 
abgeschlossen werden.

Das Bundesgesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb (UWG) 
stellt für den elektronischen Ge-
schäftsverkehr – neben der oben 
bereits erläuterten Impressums-
pflicht – weitere Vorschriften auf:

• �Der Anbieter muss auf die ein-
zelnen technischen Schritte 
hinweisen, die zu einem Ver-
tragsabschluss führen. Das 
heisst, es muss für den Kun-
den klar sein, von welchem 
Mausklick an eine Bestellung 
definitiv aufgegeben bzw. ein 
Vertrag abgeschlossen wird.

• �Der Anbieter hat dem Kunden 
angemessene technische Mit-
tel zur Verfügung zu stellen, 
die ihm ermöglichen, vor Ab-
gabe der Bestellung Eingabe-
fehler zu erkennen und ent-
sprechend zu korrigieren.

• �Nach Eingang der Bestellung 
muss dem Kunden unverzüg-
lich eine Bestätigung der Be-
stellung auf elektronischem 
Wege zugehen (z.B. Bestäti-
gungs-E-Mail).

Noch schärferen Vorschriften 
untersteht seit 1. Juli 2015, 
wer übers Web oder per App 
sogenannte Mehrwertdienste 
anbietet. Darunter fallen Dienst-
leistungen (z.B. Informations-, 
Unterhaltungs- und Beratungs-
dienste), die gegen Gebühr 
über Telefon- oder Datennet-
ze erbracht werden. Gemäss 
Preisbekanntgabeverordnung 
muss bei diesen Geschäftsmo-
dellen der für die Dienstleistung 
zu bezahlende Preis entweder 
«gut sichtbar und deutlich les-
bar auf der Schaltfläche zur An-
nahme des Angebots bekannt 
gegeben» werden, oder aber 
der Preis muss «in unmittelbarer 
Nähe der Schaltfläche» stehen 
und auf der Schaltfläche zudem 
der Hinweis «zahlungspflichtig 
bestellen» oder eine entspre-
chende eindeutige Formulie-
rung angebracht sein.

Viele Webshops verfügen über 
Allgemeine Geschäftsbedingun-
gen (AGB). Damit diese für die 
Vertragspartner rechtsverbind-
lich werden, müssen folgende 
Voraussetzungen erfüllt sein:

• �Wer AGB verwenden will, muss 
sein Gegenüber vor Vertrags-
abschluss darauf hinweisen.

• �Der Kunde muss die Möglich-
keit haben, die AGB vor Ver-
tragsabschluss durchzulesen 
und zu prüfen. Hingegen ist 
es nicht zwingend nötig, dass 
er das auch wirklich tut.

• �Die Vertragspartner müssen 
bei Vertragsabschluss ihre 
Zustimmung zu den Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen 
erklären. Rechtlich unwirksam 
ist demgegenüber die (in der 
Praxis immer wieder anzutref-
fende) Variante, dem Kunden 
AGB erst mit der Auftragsbe-
stätigung, dem Lieferschein 
oder gar der Rechnung zuzu-
stellen.

�Im Business-to-Consumer-Ge-
schäft gilt zudem:

• �Falls eine in den AGB enthal-
tene Klausel ungewöhnlich ist, 
also den Vertragscharakter 
wesentlich ändert oder er-
heblich von der gesetzlichen 
Regelung abweicht, muss der 
Kunde explizit darauf hinge-
wiesen werden, sonst gilt sie 
laut Bundesgericht nicht.

• �Ganz verboten (und unwirk-
sam) sind Klauseln, die zum 
Nachteil des Konsumenten ein 
erhebliches und ungerechtfer-
tigtes Missverhältnis zwischen 
den vertraglichen Rechten und 
den vertraglichen Pflichten 
vorsehen (Art. 8 UWG).

Darf ich Cookies beden-
kenlos einsetzen?

Ja, aber nur dann, wenn Sie 
die Nutzer Ihrer Website darü-
ber informieren und sie darauf 
hinweisen, dass sie den Einsatz 
von Cookies auch ablehnen 
können.

Das Fernmeldegesetz regelt 
den Einsatz von Cookies über 
die etwas ungewöhnliche, aber 
technisch zutreffende Formu-
lierung «Bearbeiten von Da-
ten auf fremden Geräten» (Art. 
45c FMG). Eine ausdrückliche 

Da der Betreiber der Web-
site bestimmt, welche 
Daten erhoben und ana-
lysiert werden, trägt er 
die datenschutzrechtliche 
Verantwortung. 
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Zustimmung (sog. Opt-In) der 
Website-Nutzer, wie sie die 
Cookie-Richtlinie der EU vor-
schreibt, verlangt das Schwei-
zer Recht nicht. Wer auf den 
Geräten der Nutzer seiner Web-
site Cookies setzt (oder über 
seine Website Drittanbietern 
dazu die Möglichkeit gibt), ist 
in der Schweiz aber jedenfalls 
für die umfassende und trans-
parente Aufklärung der Nutzer 
verantwortlich. Das löst man in 
der Praxis am besten über ei-
nen entsprechenden Abschnitt 
in der Datenschutzerklärung der 
Website, wo gegebenenfalls auf 
den Einsatz der Cookies hin-
gewiesen und den Nutzern 
zugleich erklärt werden kann, 
wie sie Cookies über entspre-
chende Browsereinstellungen 
ablehnen können.

Ein Verstoss gegen Art. 45c 
FMG kann mit Busse bis zu 
5000 Franken bestraft werden. 
Gerichtsurteile dazu sind aber 
bislang nicht bekannt gewor-
den.

Was muss ich beachten, 
wenn ich den Datenver-
kehr auf meiner Website 
mit Analyse-Software re-
gistriere und auswerte?

Wenn der Betreiber einer Websi-
te das Surfverhalten der Nutzer 
analysiert, gilt das regelmässig 
als Bearbeiten von Personenda-
ten im Sinne des Datenschutz-
gesetzes (DSG). Auch wenn 
lediglich die IP-Adressen der 
Nutzer gespeichert werden und 
keine weiteren Informationen, 
die eine Identifizierung zulas-
sen, kann das Datenschutz-
recht gemäss Bundesgericht 
bereits anwendbar sein.

Da der Betreiber der Website 
bestimmt, welche Daten erho-
ben und analysiert werden, trägt 
er die datenschutzrechtliche 
Verantwortung. Das bedeutet: 
Er muss sicherstellen, dass die 
Daten nicht heimlich bearbeitet 
werden, dass also der genaue 
Umfang der Datenaufzeichnung 
und der Zweck der damit betrie-
benen Analysen für die Nutzer 
der Website erkennbar sind. 

Dazu braucht es klare Angaben 
in der Datenschutzerklärung der 
Website. Erreicht die Zusam-
menstellung der Daten über 
einen Nutzer ein Ausmass, das 
eine Beurteilung wesentlicher 
Aspekte seiner Persönlichkeit 
erlaubt (denken Sie etwa an ein 
über Jahre hinweg geführtes 
detailliertes Nutzungsprofil ei-
ner Online-Buchhandlung), so 
besteht sogar eine aktive Infor-
mationspflicht des Websitebe-
treibers.

Worauf muss ich schau-
en, wenn ich Social 
Media-Elemente in mei-
ne Website einbinde?

Viele Websitebetreiber erhoffen 
sich mehr Datenverkehr und zu-
sätzliche Analysemöglichkeiten, 
wenn sie ihren Webauftritt um 
Social Media-Elemente ergän-
zen. Beliebt und verbreitet ist es 
etwa, den Like-Button von Fa-
cebook einzubinden. Derartige 
Social Plugins lösen beim Aufruf 
der Seite automatisch eine Da-
tenübertragung an den jeweili-
gen Anbieter aus. Bei Facebook 
werden z.B. die IP-Adresse des 
Nutzers und die genaue Adres-
se der besuchten Seite über-
mittelt – und zwar unabhängig 
davon, ob der Nutzer auf den 
Like-Button geklickt hat, ob 
er bei Facebook eingeloggt ist 
oder überhaupt bei Facebook 
ein Profil hat. Ausserdem spei-
chert Facebook ein Cookie auf 
dem Gerät des Nutzers, um ihn 
später wieder identifizieren zu 
können.

Wer auf seiner Website Soci-
al Plugins einsetzt, muss die 
Nutzer in seiner Datenschutz-
erklärung darüber informieren. 
Empfehlenswert ist ausserdem, 
Social Plugins nicht direkt ein-
zubinden, sondern die soge-
nannte Zwei-Klick-Lösung an-
zuwenden. Das bedeutet, dass 
das Social Plugin erst dann vom 
Server des Drittanbieters (z.B. 
Facebook) geladen wird, wenn 
der Nutzer zuerst auf den ent-
sprechenden, auf dem Server 
des Websitebetreibers gespei-
cherten Button geklickt hat. 
So wird sichergestellt, dass 

nur Nutzer erfasst werden, die 
ausdrücklich Informationen an 
Social Media-Anbieter senden 
wollen.

Ist das alles?

Leider nicht. Vor allem auch 
deshalb, weil sich der Daten-
verkehr im Internet in der Regel 
von Landesgrenzen nicht auf-
halten lässt. Eine internationale 
Koordination der Gesetzgebung 
findet aber nur in den wenigsten 
Fällen statt.

Viele Schweizer Websites rich-
ten sich nicht nur ans Schwei-
zer Publikum, sondern auch an 
Nutzer im Ausland, indem z.B. 
eine Bezahlung in Euro ange-
boten wird. So gerät man auch 
als Schweizer Betreiber einer 
Website bald einmal in den 
Wirkungsbereich ausländischer 
Rechtsordnungen, deren Vor-
schriften deutlich vom Schwei-
zer Recht abweichen 
können.

Knifflige Rechtsfra-
gen stellen sich aus-
serdem im Zusam-
menhang mit der 
Registrierung von 
Domainnamen. Hier 
ist regelmässig in- und auslän-
disches Kennzeichenrecht (z.B. 
Firmen- und Markenrecht) zu 
beachten.

Eine Beratung durch den spezi-
alisierten Anwalt lohnt sich ge-
rade in solchen Konstellationen.
 �

lic. iur. Stefan Gerschwiler
Rechtsanwalt
St. Gallen

Knifflige Rechtsfragen stel-
len sich im Zusammenhang 
mit der Registrierung von 
Domainnamen.
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Die Ehegatten dürfen sich 
jederzeit trennen, ohne dass 
sie sich gleich scheiden las-
sen müssen.

Es steht ihnen offen, für die 
Zeit während des Getrenntle-
bens Vereinbarungen zu tref-
fen, ohne dass das Gericht 
darüber zu entscheiden hat. 
Finden die Ehegatten jedoch 
keine gemeinsame Lösung, so 
kann ein Ehegatte um seine 
Rechte zu wahren beim Ge-
richt ein Eheschutzverfahren 
einleiten. Für das Eheschutz-

begehren ist das Gericht am 
Wohnort eines Ehegatten zu-
ständig. In diesem Verfahren 
können folgende Punkte gere-
gelt werden, welche dann bis 
zur Scheidung gelten:

– �Wer darf in der gemeinsamen 
Wohnung oder im Haus blei-
ben?

– �Wer ist für die Kinder verant-
wortlich und wie oft kann der 
andere Ehegatte die Kinder 
besuchen oder sie mitbe-
treuen?

– �Hat ein Ehegatte vom ande-
ren Ehegatten Anspruch auf 
Unterhalt?

– �Wer bekommt vom Hausrat 
was?

– �Wer zahlt weiterhin die Schul-
den und begleicht die offenen 
Rechnungen?

Wie lange die Trennung dauert, 
hängt von den Eheleuten ab. 
Es gibt immer wieder Eheleute, 
die getrennt leben, aber über 
Jahre verheiratet bleiben. Es 
gibt auch Ehepaare, die nach 
einer gewissen Trennungszeit 

Eheschutz 
Wir trennen uns – was nun?

Die Ehegatten werden durch die Hochzeit zur ehelichen Gemeinschaft verbunden. Die 
Ehegatten verpflichten sich gegenseitig, das Wohl der Gemeinschaft in einträchtigem 
Zusammenwirken zu wahren und für die Kinder gemeinsam zu sorgen. Sie schulden 
einander Treue und Beistand (Art. 159 ZGB). Was jedoch, wenn die Ehe nicht mehr 
funktioniert? 
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– vielleicht mit Hilfe einer Me-
diation – wieder zu einander 
finden. Sofern sich die Ehe-
leute über die Scheidung einig 
sind, können sie jederzeit die 
Scheidung auf gemeinsames 
Begehren verlangen, wobei sie 
sich nicht über sämtliche Ne-
benpunkte, sondern nur über 
den Grundsatz der Scheidung 
einig sein müssen (Art. 111 und 
112 ZGB). Ist jedoch ein Ehe-
gatte nicht bereit, sich schei-
den zu lassen, kann der andere 
Ehegatte die Scheidung in der 
Regel erst verlangen, wenn die 
Ehegatten mindestens zwei 
Jahre getrennt gelebt haben 
(Art. 114 ZGB). Vielen Eheleu-
ten ist jedoch nicht bewusst, 
dass sich ihre Entscheidungen 
im Rahmen der Trennung bzw. 
des Eheschutzverfahrens auch 
erheblich auf das Scheidungs-
verfahren auswirken. Den Ehe-
gatten ist daher anzuraten, 
sich bereits vor der Einleitung 
des Eheschutzverfahrens oder 
auch bei einer einvernehm-
lichen Vereinbarung für die 
Trennungszeit und nicht erst im 
Scheidungsverfahren rechtlich 
beraten zu lassen. 

So ist zum Beispiel der vor-
eilige Auszug aus dem Haus 
in eine neu gemietete Woh-
nung bereits schon eine Ent-
scheidung, welche es schwer 
macht, vom Richter zu ver-
langen, dass der andere das 
Haus zu verlassen hat. Mass-
gebend ist, dass jener im 
ehelichen Haus bleiben 
darf, welcher stärker dar-
auf angewiesen ist. Auf wen 
das Haus im Grundbuch ein-
getragen ist (Alleineigentum 
oder Miteigentum) spielt dabei 
nur eine untergeordnete Rol-
le. Da der eine schon in eine 
neue Wohnung gezogen ist, 
bestätigt er, dass er nicht mehr 
auf das Haus angewiesen ist. 
Hätte der Ehegatte jedoch 
zuerst das Eheschutzbegeh-
ren gestellt, hätte er durch-
aus Chancen gehabt, dass 
das Gericht ihm den Verbleib 
im Haus zugesprochen hätte. 
Dies insbesondere dann, wenn 
der Ehegatte auch die Obhut 
der Kinder inne hat oder wenn 
er im Haus seiner Erwerbstä-

tigkeit nachgeht oder es die 
finanziellen Verhältnisse dem 
Ehegatten erschweren, eine 
Wohnung zu finden und er im 
ehelichen Haus günstiger woh-
nen kann. Normalerweise wird 
dem zum Auszug verpflichte-
ten Ehegatten eine kurze Frist 
(wenige Wochen oder Monate) 
für den Auszug gesetzt. 

Noch grössere Auswirkun-
gen auf das Scheidungsver-
fahren haben die Entscheide 
im Eheschutzverfahren über 
Obhut der Kinder und die Re-
gelung des Besuchsrechts. 
Im Eheschutzverfahren wird 
demjenigen Elternteil die Ob-
hut übertragen, der bisher 
überwiegend für die persön-
liche Betreuung der Kinder 
zuständig war und diese auch 
weiterhin gewährleisten kann. 
Der Richter prüft von sich 
aus, wo die Kinder am bes-
ten aufgehoben sind (Kin-
deswohl). Dazu kann er auch 
ältere Kinder selbst befragen. 
Hat der Richter im Eheschutz-
verfahren über die Zuteilung 
der Obhut entschieden, wird 
er ohne wesentliche Verände-
rung der Situation die Obhut 
im Scheidungsverfahren nicht 
umteilen. Kontinuität ist für das 
Kindeswohl sehr wichtig. 

Der nicht obhutsberechtigte 
Elternteil hat Anspruch auf per-
sönlichen Kontakt zu den Kin-
dern. Können sich die Eltern 
nicht auf das Besuchsrecht 
einigen, spricht der Richter für 
Kinder ab dem Kindergarten-
alter meist ein Besuchsrecht 
für das Wochenende alle 14 
Tage sowie zwei Wochen Fe-
rien pro Jahr zu. Zudem wer-
den die Feiertage wie Ostern, 
Pfingsten, Weihnachten und 
Neujahr geregelt. Für Babys 
und Kinder im Vorschulalter 
ist ein wöchentliches allen-
falls begleitetes Besuchsrecht, 
welches jedoch nur ein paar 
Stunden dauert, geeigneter. 
Ein begleitetes Besuchsrecht 
kann auch für ältere Kinder an-
geordnet werden, wenn Grün-
de ersichtlich sind, die dem 
Kindeswohl schaden könnten 
(z.B. Gewalt). Hat der Richter 
Zweifel an der Durchführung 

des Besuchsrechts, kann er 
auch eine Besuchsrechtsbei-
standschaft anordnen, welche 
das Besuchsrecht überwacht. 
Eine gänzliche Aufhebung des 
Besuchsrechts wird nur bei 
sehr grosser Gefährdung der 
Kinder verfügt. Werden solche 
Massnahmen (stundenweises 
Besuchsrecht, begleitetes Be-
suchsrecht, Besuchsrechts-
beistandschaft, etc.) 
nicht schon im Ehe-
schutzverfahren an-
geordnet, wird der 
Richter ohne we-
sentliche Verände-
rung der Verhältnisse 
auch im Scheidungs-
verfahren keine sol-
chen Massnahmen anordnen. 
Es ist daher wichtig, dass sie 
ihre Zweifel schon im Ehe-
schutzverfahren und so früh 
wie möglich anbringen. 

Gewalt in der Ehe und Fami-
lie wird von den Gerichten 
nicht geduldet

Betroffene können 
sich, wenn es be-
sonders dringlich ist, 
mit einem superpro-
visorischen Begeh-
ren um Erlass von 
einstweiligen Massnahmen 
zur Wehr setzen. Damit kann 
erreicht werden, dass der ge-
waltanwendende Ehegatte die 
eheliche Wohnung sofort zu 
verlassen hat und die Kinder 
nicht oder nur in Begleitung be-
suchen darf. Hierfür muss der 
betroffene Ehegatte jedoch mit 
Belegen oder Indizien glaub-

Massgebend ist, dass 
jener im ehelichen Haus 
bleiben darf, welcher stär-
ker darauf angewiesen ist.

Der Richter prüft von sich 
aus, wo die Kinder am 
besten aufgehoben sind.

lic. iur. Karin Bürki Sonderegger
Rechtsanwältin und Notarin
Heerbrugg
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haft darlegen können, dass 
er oder die Kinder durch eine 
erneute Gewaltanwendung 
oder die mögliche Umsetzung 
einer Drohung unmittelbar ge-
fährdet sind und dass eine 
Regelung besonders dringlich 
ist. Blosse Behauptungen ge-
nügen nicht. 

Auch bezüglich Unterhalt 
setzen sie bereits im Ehe-
schutzverfahren wichtige Mei-
lensteine, welche im Schei-
dungsverfahren berücksichtigt 
werden. Im Eheschutzverfah-
ren wird der Bedarf beider 
Haushalte berechnet und von 
den jeweiligen Einkommen 
abgezogen. Da der obhuts-

berechtigte Elternteil 
je nach Anzahl und 
Alter der Kinder gar 
nicht oder nur Teil-
zeit erwerbstätig ist, 
kann er meist für sei-
nen eigenen Bedarf 
und denjenigen der 
Kinder nicht alleine 
aufkommen. Der 

andere Elternteil schuldet ihm 
daher als Ausgleich für sich 
und die Kinder für die Zukunft 
Unterhalt, sofern von seinem 
Einkommen nach Abzug sei-
nes Bedarfs noch etwas übrig 
bleibt. Der anspruchsberech-
tigte Ehegatte kann vom an-
deren Ehegatten für sich und 
die Kinder auch für die Vergan-
genheit, längstens jedoch für 
die vergangenen 12 Monate, 
Unterhalt beantragen. Der Be-
darf, welcher im Eheschutzver-
fahren festgestellt wird, wird in 
der Regel im Scheidungsver-
fahren ohne Veränderung der 
Verhältnisse nicht erhöht.

Der Richter hat bei der 
Bemessung des Bedarfs 
einen erheblichen Spiel-
raum

Es ist daher für den obhuts-
berechtigten Elternteil wichtig, 
dass der Bedarf im Eheschutz-
verfahren nicht zu knapp be-
messen wird. Anhaltspunkt 
ist bei Ehen mit Kindern oder 
Ehen mit einer Dauer von über 
10 Jahren der Lebensstandard 
während der Ehe. Bei Ehen 

ohne Kinder, welche weniger 
als 5 Jahre gedauert haben, 
wird der Bedarf nach dem 
vorehelichen Lebensstandard 
bemessen. Lassen es die fi-
nanziellen Verhältnisse nicht 
zu, so haben beide Ehegatten 
Abstriche beim Bedarf zu ak-
zeptieren. Hat der obhutsbe-
rechtigte Elternteil schon wäh-
rend der Ehe gearbeitet, mutet 
ihm dies der Richter auch nach 
der Trennung zu. Nimmt er 
während des Eheschutzverfah-
rens eine Erwerbstätigkeit auf, 
wird auch diese berücksich-
tigt. Eine Reduktion im Schei-
dungsverfahren wird der Rich-
ter nur schwer akzeptieren. 

Der Eheschutzentscheid kann 
vom Gericht nur abgeändert 
werden, wenn sich die Verhält-
nisse wesentlich ändern. Es 
ist daher wichtig, dass bereits 
im Eheschutzverfahren dafür 
gesorgt wird, dass den oben 
genannten Themen genügend 
Beachtung geschenkt wird 
und dass sich ihre Anwältin für 
ihre Rechte einsetzt. 

Während der Trennung gel-
ten sie weiterhin als verhei-
ratet

Ihre Anwältin kann sie im Ehe-
schutzverfahren nebst den 
eherechtlichen Themen auch 
im Erbrecht, im Steuerrecht, im 
Arbeitsrecht und im Sozialver-
sicherungsrecht beraten und 
unterstützen. Diese Themen 
beeinflussen die Ehe, bzw. 
die Trennung genauso. So ist 
daran zu denken, dass der 
Ehegatte nach der Trennung 
allenfalls mit einem Testament 
auf den Pflichtteil zu setzen ist, 
dass das Datum des Beginns 
des Getrenntlebens einen er-
heblichen Einfluss auf die Höhe 
der Steuern haben kann, dass 
sie allenfalls Anspruch auf Ar-
beitslosentaggeld haben und 
dass sie bis zur Scheidung 
weiterhin am BVG des anderen 
Ehegatten hälftig partizipieren. 

Eine anwaltliche Vertretung 
lohnt sich daher aufgrund der 
Komplexität des Eherechts 
und den damit verbundenen 
Themen.	

Der Eheschutzentscheid 
kann vom Gericht nur 
abgeändert werden, wenn 
sich die Verhältnisse 
wesentlich ändern. 
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Keine Mutterschafts- 
entschädigung für Väter

Männer haben keinen Anspruch auf 
Erwerbsersatz für Vaterschaftsurlaub. 
Dass gemäss Gesetz nur Frauen in 
den ersten vierzehn Wochen nach der 
Geburt eines Kindes Mutterschafts-
entschädigung erhalten, stellt keine 
Geschlechterdiskriminierung dar. Das 
Bundesgericht weist die Beschwerde 
eines Vaters ab.
 
Das Erwerbsersatzgesetz (EOG) räumt 
arbeitstätigen Müttern während vier-
zehn Wochen nach der Niederkunft 
einen Anspruch auf Erwerbsersatz ein. 
Ein Vater ersuchte 2012 nach der Ge-
burt seiner Tochter bei der AHV-Zweig-
stelle der Stadt Bern erfolglos darum, 
ihm Erwerbsersatz für sechs Wochen 
Vaterschaftsurlaub auszurichten. In 
seiner Beschwerde ans Bundesgericht 
machte er geltend, in den letzten sechs 
Wochen des bezahlten Mutterschafts-
urlaubs werde der Erwerbsersatz nicht 
mehr aus biologischen, sondern aus 
sozialen Gründen ausbezahlt, die auch 
für Väter gelten müssten. Die Bevor-
zugung des weiblichen Geschlechts 
bei der Mutterschaftsentschädigung 
verstosse gegen das in der Bundes-
verfassung (BV) und der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) 
enthaltene Verbot der Geschlechter-
diskriminierung.
 
Das Bundesgericht weist die Be-
schwerde ab. Es liegt keine Diskrimi-
nierung der Männer vor. Aufgrund des 
klaren Wortlauts des Gesetzes, seiner 
Entstehungsgeschichte sowie des 
gesetzgeberischen Willens steht fest, 
dass der Anspruch auf Erwerbsersatz 
nach der Geburt des Kindes bewusst 
auf Frauen beschränkt wurde. Inso-
fern sind Väter gesetzlich tatsächlich 
schlechter gestellt als Mütter. Gemäss 
Rechtsprechung des Bundesgerichts 
verstösst eine unterschiedliche gesetz-
liche Behandlung von Mann und Frau 
aber nicht gegen das Gleichberechti-
gungsgebot, wenn sie auf biologischen 
oder funktionalen Unterschieden be-
ruht.

Wie der Beschwerdeführer selber an-
erkennt, bestehen klarerweise für die 
ersten acht Wochen nach der Geburt 
biologische Gründe für die bevorzug-
te Behandlung von Frauen. In einem 
Entscheid von 1994 zur Regelung für 
Berner Kantonsangestellte hat das 
Bundesgericht zwar offen gelassen, 
wie lange ein bezahlter Mutterschafts-
urlaub genau dauern darf, um noch 
als geschlechtsbedingt anerkannt zu 
werden. Es hielt jedoch fest, dass 
sich der Gesetzgeber nicht auf einen 
minimalen Niederkunftsurlaub be-
schränken muss und einen gewissen 
Gestaltungsspielraum hat, ohne dass 
er sich deswegen dem Vorwurf der 
Diskriminierung aussetzt; eine Dauer 
von vierzehn Wochen bewegt sich je-
denfalls im üblichen Rahmen.
 
Was die gerügte Verletzung der EMRK 
betrifft, hat der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte zwar in meh-
reren Fällen eine geschlechtsbezoge-
ne Diskriminierung im Zusammenhang 
mit zum Teil mehrjährigen Elternur-
lauben festgestellt. Bei dem im EOG 
geregelten Mutterschaftsurlaub von 
14 Wochen – der im Übrigen der Min-
destdauer für Mutterschaftsurlaub in 
der Europäischen Union entspricht – 
geht es jedoch nicht um einen solchen 
Elternurlaub, sondern ausschliesslich 
um den Schutz der Mutter. Soweit 
der Beschwerdeführer schliesslich 
eine Aufteilung des Erwerbsersatzan-
spruchs zwischen Vater und Mutter 
postuliert, wäre dazu eine gesetzliche 
Grundlage erforderlich.
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«ALLES WAS RECHT IST»
gesammelt von RA Bruno A. Hubatka

 �Zwei Psychiater treffen sich: «Na wie 
geht es, Herr Kollege? Was macht die 
Praxis?» «Kann nicht klagen», erwidert 
der Befragte. «Habe einen interessan-
ten Fall von Schizophrenie. Der Patient 
glaubt fest, er bestünde aus zwei Per-
sonen.» – «Und das soll etwas Beson-
deres sein?», wundert sich der andere. 
- «In diesem Fall schon, beide zahlen 
nämlich.»

 �Aus einem Gerichtsbeschluss: «Das 
Verfahren wird wegen Todes des An-
geklagten auf Kosten der Staatskasse 
eingestellt. Seine notwendigen Ausla-
gen erhält der Angeklagte nicht erstat-
tet.»



Wahre Grösse 
kennt keine Grenzen.
Der neue Audi Q7.

Das neue Flagg schiff von Audi begeistert, ist agil, wendig und dank Leicht bau techno logie 
bis zu 325 Kilo gramm leichter als sein Vor gänger. Kräftige und effiziente TFSI- und TDI- Motoren 
mit perma nentem quattro Antrieb sorgen für mehr Fahr dynamik. Dank intel ligen tem 
Innen raum konzept bietet der neue Audi Q7 Platz für bis zu 7 Personen.

Ihr Profit: 10 Jahre kostenloser Service.*

* Audi Swiss Service Package+: Service 10 Jahre oder 100 000 km. Es gilt jeweils das zuerst Erreichte.

Jetzt Probe fahren

City-Garage AG
Zürcher Strasse 162, 9001 St. Gallen
Tel. 071 274 80 74, www.city-garage.ch

Verkaufsstelle

City-Garage AG
Breitestrasse 3, 9532 Rickenbach b. Wil
Tel. 071 929 80 30, www.city-garage.ch


